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I. Einleitung 
Analyse der ökonomischen Verhält-

n!.vR· in dtr BRD hat die in gegensätzlichen 
gesellschaftlichen Gruppen organleierten kon­
kurrierenden und einander ausschließenden 
Interessen bloßzulegen. Eine solche analyti­
sche Problemstellung macht damit von vorn­
herein klar, daß ökonomische Probleme in 
dem Sinne umfassende sind, als sie Probleme 
und Verhältnisse zwischen Menschen bzw. 
Gruppen, Schichten und Klassen ausdrücken. 
Bürgerliche Theorien von Ökonomie und Ge­
sellschaft gehen dagegen von einem Verhältnis 
zwischen Menschen und Dingen aus und be­
haupten damit die Einheit der Interessen von 
Kapital und Arbeit. Im Gegensatz zur kriti­
schen politischen Ökonomie unterschiedliche 
Interessenlagen nicht als historisch-spezifi­
sche, d. h., den jeweiligen Produktionsverhält­
nissen entspringende Gegensätze begreifen, 
sondern nur als funktional vermittelte (wie 
etwa den Gegensatz von Investitionsinteressen 
und Konsuminteressen). 

Politische Ökonomie heute, die Bestandteil 
einer kritischen und systemverändemden 
Politik sein will, hat die gesellschaftaspezifi-
BChen Widersprüche des kapitalistischen Herr­
schaftssystems zu bezeichnen. Freilich gilt es, 
solche Widersprüche nicht isoliert, sondern in 
Ihrem Zusammenhang als Mechanismus kapi­
talistischer Herrschaftssicherung zu betrach­
ten. 

Nur wenn die politische Ökonomie diese 
Anforderungen erfüllen kann, wird es möglich 
«ein, eine Interessen-spezifische Konfliktstra­
tegie zu entwickeln, die zur Verunsicherung 
des Gesamtsystems führen kann und gesell­
schaftliche Macht- und Herrschaftsverhält-
nisse als historisch veränderbare vermittelt. 

Die politische Ökonomie geht von der Er­
kenntnis aus, daß allein durch den Einsatz 
menschlicher Arbeitskraft die notwendigen 
Mittel zur steten Erneuerung und Reproduk­
tion des Lebens bzw. des sozial-kulturellen 
Lebensniveaus und darüber hinaus die zusätz­
lichen Mittel für dir Erweiterung der mate­
riellen und kulturellen Lebenschancen bereit­
gestellt werden können. Dem Faktor Arbelt 
als dem einzigen werteschaffenden Faktor 
Sind deshalb die ökonomischen Ergebnisse zu­
zuordnen. In kapitalistischen Gesellschaften 
erfährt dieser Suchverhalt durch das Institut 
des Privateigentums an den Produktionsmit­
teln eine qualitative Änderung, da der weitaus 
größte Teil des gesellschaftlichen Mehrpro­
dukts dem als eigenständig-werteschaffend 
erscheinenden Faktor Kapital zugerechnet 
wird. Kapitalistische Gesellschaftsordnungen 
zeichnen sich deshalb durch die organisierte 
und systemverankerte Aneignung des gesell­
schaftlich geschaffenen Mehrprodukts durch 
die besitzende Klasse aus, dem Widerspruch 
zwischen gesellschaftlicher Produktionsweise 
und privater Aneignung. 

Die »o, d.h. auf den Eigentumsverhältnis­
sen im Produktionsbereich begründete Tren­
nung der Gesellschaft In Klassen durchzieht 
als bestimmendes Datum alle ihre Teilberei­
che. Grundwlderspruch und Interessengegen­
satz in kapitalistischen Gesellschaften werden 
daran deutlich, daß das Verhalten der Kapita­
listen orientiert ist an der gewinnbringenden 
Verwertung Ihres Eigentums und ihrer Kapi­
talien, d.h. an den Profitchancen, während 
das Verhalten der Lohnabhängigen darauf ge­
richtet ist, sich einen möglichst hohen Anteil 
des von ihnen geschaffenen Produkts zu 

uch zwischen Kapital und 
Arbeit). So gesehen sind Investition«- und 
Konsuminteressen nicht deshalb gegensätz­
liche, weil Konsumverzicht und Investitionen 
netwendige Voraussetzungen für spätere Kon­
sumchancen smd, sondern zunächst deshalb, 
weil sie von den Profit- bzw. Lohninteressen 
beherrscht sind und somit dem gesellschaft­
lichen ßasiswiderspruch unterliegen. 

Dieses 2-Klaaeen-Modell kann nicht mit 
dem Hinweis auf die vielfältigen gesellschaft­
lichen Erscheinungsformen abgetan werden. 
Vielmehr erseheint umgekehrt notwendig, die 
gesellschaftliche Mannigfaltigkeit auf der 
Basis ihrer durchgehenden Ordnungs- und 
Strukturprinzipien in einem theoretischen Zu­
sammenhang zu verstehen, der erlaubt, nicht 
nur Einzelphänomene zu beobachten, sondern 
sie in ihren gesellschaftlichen Grundzusam­
menhang zu stellen. Gleichwohl ist es für die 
Entwicklung einer sozialistischen Konflikt-
Strategie unumgänglich, Interessenunter­
schiede zwischen einzelnen Fraktionen des 
Kapitals wahrzunehmen wie auch sich zu ver­
gegenwärtigen, daß die Arbeiterschaft poli­
tisch, ideologisch, regional/national, berufsspe-
zifisch (z.B. Arbeiter, Angestellte, Beamte 
usw.) gespalten ist. Es gehört zur Gegenstrate­
gie des Kapitals, die Arbeiterklasse durch 
Spaltungen zu schwachen, weil dies ermög­
licht, einzelne Gruppen und Gliederungen der 
Arbeiterklasse gegenseitig auszuspielen, um so 
durch Gruppenegoismus den Klassenfort-
achritt zu hemmen. 

II. «elative Stabilisierung durch Staataln-
tervention 

Vergleicht man den heutigen Zustand de» 
Kapitalismus mit dein vor dem 2. Weltkrieg, 
so sind erhebliche Veränderungen zu erken­
nen. Schien der ökonomisch· Zusammenbruch 

Bewußtes Eingreifen in den historischen Prozefe 
Jungsozialisten-Analyse der ökonomischen Verhältnisse in der Bundesrepublik 

des Kapitalismus in der Weltwirtschaftskrise 
der Jahre ab 1929 entsprechende sozialistische 
Theorien, die einen mehr oder weniger kurz­
fristigen Zusammenbruch des kapitalistischen 
Systems vorhersagten, zu bestätigen, so ver­
langt die seit dem 2. Weltkrieg zu Beobach­
tende, allerdings nur relative ökonomische 
Stabilität des Kapitalismus, besonders in 
Westeuropa, eine neue Interpretation und 
einen neuen Ansatz für sozialistische Politik. 

Die Erneuerung des Kapitalismus ist nicht 
zu erklären ohne die theoretischen Arbeiüη 
von J. M. Keynes und seiner Schule, die heute 
die bürgerliche Nationalökonomie beherrscht. 

Die „Keyneseche Botschaft" (Karl Schiller) 
kommt einer konservativen Erneuerung 
gleich, da es ihr gelang, auf der Basis prinzi­
piell verteidigter kapitalistischer Grundstruk­
turen in den meisten Ländern Westeuropas 
den grundsätzlichen Stagnationstrend bisher 
aufzuhalten und auch In den USA zu verzö­
gern. 

Kern der Keynesschen Theorie ist die 
Funktionallsierung der Wirtschaftspolitik im 
Sinne eines antizyklischen Interventionsge­
botes des Staates, das stabilisierend wirken 
soll. Praktizierten während der «Weltwirt­
schaftskrise die Regierungen der kapitalisti­
schen Staaten die klassische Politik des prozy­
klischen staatlichen Wirtschaftsverhaltens, in­
dem sie den Staat wie einen privaten Haushalt 
führten, der in der Krise zu sparen hatte und 
sie damit über den Mechanismus von Nachfra­
geschwächung, Preis- und Lohnverfall 
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IV. „Friedensformel" 
Die Rolle des Staates und «eine Interven­

tionspolitik sind durch di« Rahmenbedingun-
gen kapitalistischer Produktionsverhältnisse 
vorgegeben. 

Zugleich ist staatliche Politik von den ge­
sellschaftlichen Kräfteverhältnissen und 
damit im Kapitalismus Vormacht der 
Unternehmer abhängig. Sie reagiert auf den 
organisiert ausgeübten politischen Druck der 
Klassen. Dadurch, daß ι rseits in 
Form einer Vollbeschattigungsgarantie auch 
wesentliche Interessen unabhängigen 
vertritt, andererseits für i ausreichende Ge­
winnerwartungen und PrtSfitchancen zu sor-
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schärfte, so soll gemäß der Keynesschen 
Lehre der Staat von der Enge eines konjunk-
turabhängigen Steuereingangs und des klassi­
schen Prinzips des Jährlichen Haushaltsaus­
gleichs befreit werden; Etat und Wirtschafts­
politik sollen in Abhängigkeit der funktiona­
len Erfordernisse der Konjunktursituation ge­
staltet werden. 

Es kann nicht in Abrede gestellt werden, 
daß durch die Keynessche Theorie und ihres 
seit nun über 30 Jahren anhaltenden Ausbaus 
das Stabilisierungspotential kapitalistischer 
Gesellschaft erheblich gestärkt worden ist. 
Den Regierungen steht heute ein umfangrei­
ches Instrumentarium zur Steuerung des wirt­
schaftlichen Ablaufs zur Verfügung. Das gilt 
speziell für die BRD, die dank der Politik der 
SPD mit dem modernsten Stabilitätsinstru­
mentarium (z. B. Stabilitäts- und Wachstums­
gesetz) unter den kapitalistischen Staaten aus­
gestattet ist. Diese gegenüber jenen Soziali­
sten, die das baldige Wiedereintreten eines 
unveränderten klassischen Krisenzyklus er­
warten, notwendige Betonung des erhöhten 
Stabilitätspotentials kapitalistischer Gesell­
schaften darf nicht zu der Illusion führen, als 
sei der neue Kapitalismus krisenfrei. Solange 
nämlich der Grundwiderspruch zwischen ge­
sellschaftlicher Erzeugung des Mehrprodukts 
und seiner Aneignung durch die Eigentümer 
der Produktionsmittel gegeben ist, unterliegt 
die ökonomische Entwicklung infolge des Vor­
rang» der Profitinteressen einem Hang zur 
Überinvestition und damit zur Überproduk­
tion; ein Grundphänomen, das von Keynes 
nicht nur nicht geleugnet wurde, sondern 
Ausgangspunkt seiner Theorie war. Insofern 
hat sich die Erscheinungsform der Krisen ver­
ändert, nicht aber die grundsätzliche Krisen-
anfäliigkeit des kapitalistischen Systems. 

Die Ursachen der Krisen 
111. Die veränderte Erseneittunitrorm de« 

kapitalistischen Krisensuaammenhang» und 
der Verteilungskampt bei Vollbeschäftigung 
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ische Entwicklung aelt 
183(1 It zwei Erkenntnisse zur Über­
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erkennen, daß der Versuch, Vollbeschäftigung 
als notwendige Bedingungen für Massenloyali­
tät zu erreichen, alte Probleme auf neue Weise 
hervorbringt: 

Bei bestehender Vollbeschäftigung wird 
der Interessengegensatz zwischen Arbeit und 
Kapital durch den Verteilungskampf ver­
schärft, well Lohnabhängige und Gewerk­
schaften für die Ware Arbeitskraft günstige 
Marktverhaltnisse vorfinden, die gewerk­
schaftliche Lohnerfolge und damit eine Ver­
ringerung kapitalistischer Profitraten erlau­
ben. Diese Situation, die Marx nur für dia 
konjunkturelle Aufschwungphase des Krisen­
zyklus erwartete, würde sich bei Vollbeschäf-
tigungsgarantie langfristig einsteilen. Zur 
Verteidigung ihrer Gewinnspannen werden 
die Unternehmer versuchen, alle ihnen zur 
Verfügung stehenden Preiserhöhungsspiel­
räume in Anspruch zu nehmen. Dieser Rüek-
holeffekt über inflatorische Preispolitik der 
Unternehmer ist angesichts eines stetig wach­
senden Monopolgrades hoch zu veranschlagen. 
Freilich bleibt zu beachten, daß Überv 
zungspraktiken nicht unbegrenzt möglich sind, 
weil sowohl Binnen- als auch Exportmärkte 
an die ausländischen κ riten verlos 
gehen können. Scheiden Überwälzungspraktl-
ken aus, dann werden profitmindernde Lohn­
erhöhungen die I inlassen, 
Ihre Investitionen henibzusetzen; durch Dro­
hung von Investitlonsatretks mit nachfolgen­
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gen hat, scheint er eine Vermittlungsfunktion 
zwischen den Klassen zu übernehmen, Diese 
Rolle kann er nur dann wirksam ausüben, 
wenn er eine gesellschaftliche „Frledensfor­
mel" anbietet, die scheinbar neutral gegenüber 
den gegensätzlichen Klasseninteressen 1st. 
Tatsächlich begünstigt diese „Friedensformel" 
ebenso wie die Friedenspflicht dea Betriebs­
verfassungsgesetzes einseitig die Unternehmer 
und stabilisiert das kapitalistische System. 
Dies gilt, solange die prinzipielle Entschei­
dungsmacht der Unternehmer über Investitio­
nen und Preise nicht aufgehoben wird. In der 
westdeutschen Nachkriegsentwicklung sind 
zwei Wege zur Befriedung des sozialen Inter­
essengegensatzes beschritten worden. 

In den ersten Nachkriegsjahren wurden die 
Rekonstruktionen und die Festigung kapitali­
stischer Wirtschaftsordnungsstrukturen er­
folgreich durchgesetzt. Die Erhardsche Politik 
war auf die Bedürfnisse der Wiederaufbaupe­
riode In zweierlei Hinsicht zugeschnitten. Zum 
einen war sie darauf abgestellt, die wirt­
schaftliche Leistungsfähigkeit des Systems zu 
heben, was vor allem die Erweiterung und die 
Modernisierung der Produktionskapazitäten 
und damit die Sicherung der optimalen Inve­
stitionsfähigkeit der privaten Unternehmen er­
forderte; unternehmerische Gewinn- und In-
vestlttonslnteressen wurden durch gezielte 
Steuerpolitik, Subventionen, Exportförde­
rungsmaßnahmen, Förderung der Rekonzen-
trationsVorgänge der von den Alliierten ent­
flochtenen Unternehmen und Banken unter­
stützt. Zum anderen gelang im ideologischen 
Bereich eine Absicherung des Kapitalismus, 
da Erhard mit dem aus dem „Ordo-Liberalis-
mus" entwickelten Modell der sozialen Markt­
wirtschaft einen sozial geläuterten Kapitalis­
mus erfolgreich anbieten konnte. Die von 
Faschismus, Krieg und Stalinismus demorali­
sierte und von der eigenen Führung diszipli­
nierte Arbeiterschaft gab sich mit stetiger 
Verbesserung ihrer unmittelbaren materiellen 
Lebensverhältnisse zufrieden, ohne die entste­
henden einseitigen politischen und ökonomi­
schen Machtverhältnisse anzugreifen. Es 
kommt hinzu, daß die Arbeitskraft bis etwa 
1959/80 reichlich vorhanden war, so daß die 
gewerkschaftlichen Bemühungen um Organi­
sierung und Monopolisierung der Arbeitskraft 
unterlaufen wurden und die Lohnentwicklung 
bescheiden blieb, ökonomisches Wachstum 
war für Regierung und Kapitalisten von stra­
tegischer Bedeutung, denn es erlaubte die 
Restauration und die Festigung kapitalistischer 
Verhältnisse bei gleichzeitiger Befriedung des 
sozialen Konflikt« an der Oberfläche. Diese 
Situation änderte sii a sechziger Jahren, 
da der Arbeitskräftemangel Immer offener zu­
tage trat. Eine neu ite Einkommens­
politik sollte eine dem Vollbeschäftigungszu-
stand entapre< ¡ensformel" anbie­
ten. Zwei Elemente zeichnen die neue Ein­
kommenspolitik aus: 
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werden sie durch die zentra­

len Absprachen der Konzertierten Aktion zu 
einer systemloyalen Politik verpflichtet. Die 
Konsequenz daraus ist, daß sie ihren Mitglie­
dern gegenüber die zentral getroffenen Ent­
scheidungen verteidigen müssen; sie überneh­
men eine disziplinierende Vermittlungsfunk­
tion nach unten. Das heißt zugleich, daß die 
Gewerkschaften in die Rolle eines Durchfüh-
rungsorgans staatlicher Wirtschaftspolitik ge­
drängt und hierfür mit hilfreichen Orientie­
rungsdaten ausgestattet werden, die in der 
Öffentlichkeit, und speziell bei den Arbeitneh­
mern, leicht den Charakter von quasi-objekti-
ven Daten annehmen. Andererseits geraten 
die Gewerkschaften in die Gefahr, immer 
weniger die Lohnabhängigen zu vertreten, 
weil diese die Gewerkschaften nicht mehr als 
wirksame Interessenvertreter erfahren. Die 
Gewerkschaften blieben aber nur so lange für 
das System des staatllch-regulierten Kapita­
lismus von Interesse, als sie in der Lage sind, 
die Masse der Arbeitnehmer zu führen und 
damit eine Filterfunktion wahrzunehmen, die 
verlangt, Forderungen der Arbeiter in der 
Weise umzudeuten, daß potentiell systemun­
verträgliche unterdrückt und in solche 
systemverträgliche Forderungen überführt 
werden, die soziale Befriedung erlauben. An­
ders formuliert ist das Dilemma der Gewerk­
schaften das folgende: Entweder akzeptleren 
sie die staatlich aufgezwungene Rolle eines 
Reaktionszentrums der staatlichen Wirt­
schaftspolitik und setzen auf die Kooperation 
mit dem Staat: dann riskieren sie den Konflikt 
mit den Mitgliedern. Oder sie besinnen sich 
auf ihre Rolle als Aktionszentrum der Lohn­
abhängigen und setzen auf die Kooperation 
mit dem politisierten Teil der Arbeiterschaft: 
dann fordern sie den Konflikt mit der staat­
lichen Wirtschaftspolitik notwendig heraus. 

Eine Elnkommenspolltik, die einen Frieden 
zwischen den Klassen auf der Grundlage des 
kapitalistischen Systems herstellen soll, stellt 
an Staat, Kapitalisten, Gewerkschaften und 
Lohnabhängige erhebliche Anforderungen an 
Integrations- und Kompromißbereitschaft. 
Dieser Balanceakt kann sowohl von Arbeitge­
berseite wie von Arbeitnehmerseite gestört 
werden, worauf nicht zuletzt die September­
streiks 1969 sowie die nachfolgenden kämpfe­
rischen Lohnrunden In der Metall- und Che­
mieindustrie hinweisen. Der vielfachen Forde­
rung an die Gewerkschaften, die Mitarbeit in 
der Konzertierten Aktion aufzukündigen, 
steht die des staatlichen Lohnamtes gegen­
über, das einen Ecklohn administrativ festlegt, 
an dem sich alle Löhne zu orientleren haben, 
ähnlich wie die Bundesbank mit Hilfe des Dis­
kontsatzes das Zinsniveau reguliert; ein Vor­
schlag, der als mit staatlichem Zwang ausge­
statteter Abwehrblock gegen die Ansprüche 
der Lohnabhängigen zu interpretieren ist. 

Es zeigt sich, daß der derzeitige sozio-öko-
nomische Zustand des Kapitalismus einem 
höchst labilen Gleichgewicht gleichzusetzen 
ist. 

3. Diese Gleichgewichtslabilität erfährt 
eine Zuspitzung durch den Widerspruch zwi­
schen der Versorgung der Bevölkerung mit 
privaten und öffentlichen Gütern, die eine 
Konsequenz kapitalistisch verzerrter Produk-
tionsstrui.·• I Die In Gang gekommene 
Diskussion übei Reformen, die beeebeidi 
sozialdemokratischen Reformansütze sowie die 
Abwehrpol ι iil·. di r Unternehmer sind Hinweis 
genug für das darin enthaltene Konfliktpoten­
tial. 

Es ist zu beachten, daß öffentliche Güter 
und Infrastrukturmaßnahmen, soweit sie not­
wendige Bedingung für die Sicherung zukünf­
tigen Wachstums und kapitalistischer Expan­
sionsbestrebungen sind, auch von den Unter­
nehmern gefordert werden, öffentliche Güter 
dagegen, die überwiegend in den kollektiven 
Konsum gehen, stellen eine bessere waren­

wirtschaftliche Versorgung der Bevölkerung 
dar. Bei Vollbeschäftigung muß die Auswei­
tung der Produktion von kollektiven Gütern 
zu einer Verringerung der makroökonomi­
schen Einkommensquote der Kapitalisten füh­
ren, wenn man ausschließt, daß der individu­
elle Konsum relativ zurückbleibt. Die zuneh­
mende Bedeutung kollektiver Massenkonsum­
güter läßt eine Verschärfung des Verteilungs­
kampfes erwarten. 

Im Vergleich etwa zu den Rüstungsgütern, 
die infolge ihres schnellen Verschleißes und 
dem daraus folgenden Ergänzungsbedürfnis 
einen sich stets erneuernden Markt darstellen, 
veralten kollektive Reformgüter viel langaa-
mer, öffnen jedoch angesichts Ihres quantita­
tiven Ausmaßes für viele Jahre einen neuen 
Markt, der kapitalistische Produktionsweise 
erlaubt. Da Reformgüter aber eine neue Pro­
duktionsstruktur verlangen, werden von einer 
Reibe nicht beteiligter Branchen und Unter­
nehmen starke Beharrungs- und Widerstande­
tendenzen ausgehen. Bereits heute zeichnen 
sich innerkapitalistische Fraktionskämpfe ab. 

Der erste Versuch dessen, was häufig als 
„Linkskeynesanismus" bezeichnet wird, näm­
lich die sozialorientierte Rooseveltsche Politik 
des New Deal, ist gescheitert, und angesichts 
der heutigen Situation der USA bleibt die 
Frage offen, ob nicht kapitalistische Systeme 
eher zu faschistoiden Methoden der Selbster-
haltung neigen als zu sozialen und demokrati­
schen. Andererseits zeigt die Entwicklung in 
Schweden, daß bei stärkeren Krisen auch ver­
mehrt sozialistische Lösungen gefordert wer­
den können und deshalb eine Überwindung 
dieser neuen Form des Kapitalismus durch 
sozialistische Veränderungen als möglich er­
scheint (vergleiche die dortige Kampagne für 
die Verstaatlichung des Banken-, Kredit- und 
Wohnungswesens). 

V. Monopolisierung und Internationallsie-
rung 
Die seit den Frühzeiten des Kapitalismus 

beobachteten Konzentrations- und Zentralisa-
tionsbewegungen sind Ergebnis einer dem 
Prinzip der Profitmaximlerung unterworfenen 
Unternehmenspolitik. Zur Optimierung des 
Profits ist es geboten, möglichst viele jener 
Variablen zu kontrollieren, die das Betriebser­
gebnis bestimmen. Jedes Einzelkapital entwik-
kelt deshalb neben seinem Drang nach Mehr­
wertaneignung und Expansion profitbringen­
der Betätigung zugleich das Bedürfnis, profit­
mindernde Konkurrenz auszuschalten, um in 
den Genuß monopolistischer Marktmacht zu 
kommen. Marktbeherrschung ist Vorausset­
zung für kapitalistische Preissetzungsmacht 
an Beschaffungs- wie Absatzmärkten. Drei 
verschiedene, aber einander nicht ausschlie­
ßende Konzentrationsstrategien sind bekannt: 
horizontale, vertikale und konglomerate. 
Monopolisierungen auf horizontaler Ebene 
versuchen die Ausschaltung der Konkurrenz 
auf der gleichen Produktionestufe bzw. auf 
den gleichen Märkten; Monopolisierungen auf 
vertikaler Ebene wollen die Kontrolle der vor­
gelagerten und der nachfolgenden Produk­
tionsstufen bzw. Märkte; bei konglomeraten 
Monopolisierungen werden Unternehmen ver­
schiedener Wirtschaftszweige zusammenge­
faßt, so daß für den Gesamtkonzern durch die 
gleichzeitige Produktion branchenverschiede­
ner Waren (Diversifikation) eine Risikostreu­
ung für den Fall von Teil- oder Branchenkri­
sen erreicht wird. 

Der aus dem Profitmechanismus abgeleite­
ten aystem-kausalen Erklärung der Tendenz 
zu größer werdenden Unternehmenseinheiten 

häufig no-kausale Erklärung 
. 1 ! , . it. di< Kon/enti itions- und 

Zentinlisarmnsvorgänge als Ergebnis des tech­
nischen Fortschritts begreift und durch diesen 
Rückgriff auf die scheinbar objektiv-techni­
sche Entwicklung die konzentrierte ökonomi­
sche Macht rechtfertigt. Zwar 1st anzuerken­
nen, daß vielfach kostengünstigere Produktion 
und größere Produktionseinheiten zusammen­
fallen, jedoch steht in den meisten Fällen von 
Monopolisierung neben oder unabhängig von 
produktionstechnischen Verbesserungen das 
Motiv der Stärkung der Marktstellung Im 
Vordergrund. 

Wirtschaftliche und politische Macht 
In dem Maße, wie die Organisierung öko­

nomischer Macht gelingt, läuft ein politischer 
Machtzuwachs des Kapitals parallel. Die Ein­
heit von ökonomischer und politischer Macht 
wird mit zunehmendem Monopolgrad durch­
sichtiger; sie erleichtert die Verdeutlichung 
des Widerspruchs von Machtzusammenbal­
lung und undemokratischer Kontrolle, insbe­
sondere, wenn aufgrund der Unterversorgung 
der Bevölkerung mit kollektiven Massenkon­
sumgütern eine organisationsfähige Basis-
mobüüUerung und -Politisierung entfaltet 
werden kann. . 

Die zunehmende Ausschaltung der kapita­
listischen Konkurrenz auf nationaler Ebene 
geht mit einer Verschärfung der internationa­
len Konkurrenz einher. Unter diesem Ge­
sichtspunkt erscheint es angebracht, die Bil­
dung übernationaler Wirtschaftsblöcke unter 
kapitalistischen Staaten als Schutz und Ab­
wehrstrategien zu begreifen. In Form der 
EWG wiederholt sich auf qualitativ höherem 
Niveau die frühere Politik der nationalen 
Staaten zum Schutze der eigenen Kapitalisten. 
Solche Blockbildungen erweitern für jeden 
Teilnehmer durch die Überwindung der natio­
nalen Grenzen das Gebiet eines von Außen­
konkurrenz geschützten Marktes. Freilich 
kann nicht übersehen werden, daß die Not­
wendigkeit übernationaler kapitalistischer 
Blockbildung bereits eine Konsequenz weit 
vorangeschrittener Internationalisierung von 
Handel und Produktion ist. Andererseits treibt 
die Existenz von Wirtschaftsblöcken die Inter­
nationalisierung weiter voran. Die zuneh­
mende Integration und Organisation bisher 
national getrennter Kapitalismen verlangen 
zugleich eine Verlagerung nationaler politi­
scher und ökonomischer Kompetenzen auf die 
übernationale Eben. Bemerkenswert ist der 
Versuch des Kapitals, auf EWG-Ebene zwar 
eine zentrale Exekutivbehörde einzurichten, 
sie aber nicht einem bürgerlich-parlament 
sehen Kontrollsystem zu unterwerfen. Eine 
parallele Bemühung um die Organisierung der 
Interessen der Lohnabhängigen scheint unum­
gänglich, soll der bereits vollzogene Vorsprung 
des Kapitals wettgemacht werden. Auf EWG-
Bereich setzt die Organisierung arbeitsorien-
tierter Interessen die Überwindung der Spal­
tung der Arbeiterschaft in dene Frak­
tionen voraus; ein Prozeß, der auf die politi­
sche Ausrichtung der westdeutschen Arbeit­
nehmer Auswirkungen haben wird. G< 
wie in Zukunft autonome nationalst;. 
Politik unmöglich wird, wird natiu 
eaaenvertretung der Arb< 
mer. Der kapitalistische Expansionsdrang 
zwingt die Arbeiterschaft zu fol«. 

Bemerkenswert an den multinationalen 
Konzernen ist der Aspekt, daß diese nicht nur 
die nationalen Grenzen überschreiten, eo 
auch die kapitalistische Blockbildung über­
winden. Das ist le neue Qualität 
kapitalistischer Konzentration ntrall-
sationsVorgänge, als man 

..bildungen nur eine neue Spielart 
mellei konkurrii ,maier 

Kapitalismen sehen kann, während block­

überwindende und weltweit produzierende 
Unternehmer tendenziell auf die Errichtung 
weltweit-organisierter, entscheidungsfähiger 
Exekutiven drängen. Wenngleich das Zwi­
schenstadium der Wirtschaftsblöcke und 
damit deren Konkurrenzverhältnis notwen­
dige Zwischenphase zu sein scheint, deuten die 
multinationalen Konzerne bereits eine Mög­
lichkeit der ferneren Zukunft an. 

VI. Eingriff in den historischen Prozeß 
Die Praxis des Krisenmanagements hat 

zwar einerseits zur ökonomischen Stabllisie-
zung und sozialen Befriedung beigetragen, 
eröffnet aber zugleich die Möglichkeit, die 
kapitalistische Ideologie von der unentbehr­
lichen Risikobereitschaft und Verantwortung 
des Kapitalisten für das Funktionieren der 
Gesellschaft zu unterhöhlen. Die staatliche 
Globalabstimmung beweist die prinzipielle 
Entbehrlichkeit der Unternehmer. Anderer­
seits tendiert die Politik der Klassenharmonie, 
wie sie in der „Friedensformel" versucht wird, 
zu einer Stabilisierung des bestehenden ideo­
logischen Zustande«. 

Labilität und Ambivalenz werden auch in 
der Durchsichtigkeit und Steuerungsmöglich­
keit des ökonomischen Wirkungszusammen­
hangs deutlich. In dem Maße, in dem Krisen 
durch staatliche Intervention als vermeidbar 
und die ständige Konjunktur als machbar er­
scheinen, ist ein neues Anspruchsniveau der 
Arbeiterschaft zu erwarten. Zählen Existenz­
ängste nicht mehr zu den individuellen Er­
fahrungen, werden ökonomische Krisen nicht 
als unvermeidlich hingenommen, und verfe­
stigt sich statt dessen ein Bewußtsein vom ste­
tigen ökonomischen Wachstum, so werden 
•teigende Anspruchsniveaus der Lohnabhän­
gigen die Konsequenz sein. Angesichts des un­
geheuren Aufwands an Werbung und Be­
wußtseinslenkung besteht die Gefahr, daß das 
steigende Anspruchsniveau die Qualität kapi­
talistisch integrierbarer Konsumentenbedürf-

nicht überschreitet. Dem ist systematisch 
durch antikapitalistisch politisierende Kämpfe 
im betrieblichen ui betrieblichen Be­
reich entgegeniuarbi : 

Der staatlich regulierte Kapitalismus, der 
infolge seines höheren Grades an Planungs­
und Steuerungsrationalität die objektiven 
Voraussetzungen seiner Transformation ver­
bessert hat, zeigt bereits im heutigen Zustand 
seiner relativen ökonomischen und politischen 

lität und gleichzeitiger Unentwickeltheit 
der sozialen Widerstandskraft einen hohen 
Grad an W und Labilität. 

Eine antikupitaiistlsche Politik findet ein 
vielfältiges Konfliktpotential vor. Die Trans-
formalionschancen auszunutzen und zu akti-

n, muß Siel einer sozialistischen Politik 
sein. Es bedarf aber des bewußten Eingreifens 
in den historischen Prozeß. Wenn es dazu 
nicht kommt, kann die kapitalistische Gesell­
schaft noch lange fortbestehen, denn sie wird 
neue Mechanismen der Selbsterhaltung erfin-

tiie zwar den Grundwiderspruch nicht 
lösen, aber seine Auswirkungen mildern, ver-

t verzögern können. 
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S. M, 27,—; Helmut Oden» Hier, Steinhart.-T«. 
M,—; Paul u. Anni Barthel, Gtrilrn 20«,— ; un­
benannt. θΓοβ-ürrau 2S,~; Karl-Urin» Ksrh-
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1·,—; l.trise Müller, Oberursel Ts. 10,—; Hr. H. 
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•ter 25,—; Walter Henrich. Ffm. 50,—; Helmut 
Kieke, Ftm. 10,—; ungenannt 20,—; II. Ihr. 
Matuurfiek, Ftm. 100,—; Or. Hans Kropf, Lau­
fen 10,—; ungenannt 5,—; IL Holmann, Ffm. 
M,—; Marta Blokes, tiprendtlngcn 20,— ; unge­
nannt, Ffm. 20,—; Wolfgang Hollmann, Dlet-
tenbarh M,—; Peter Schirmeier, Ffm. 50,—; 
Oipl.-lng. Rudolf Mahrt. Neu-Isenburg II 
25,—; Susanne Hansen. Ffm. 20,—; o. N., 
Kronberg 1·,—; M. C, Ffm. 20.— ; Eva-Marie 
Schmidt, Ftm. 50,— ; Hilde Maurmann, Ffm. 
25,—; Adolf Cremer, Ffm. 25,—; N. N. 10,—; 
Hermann Kalbe, Ffm. 10,—; Gertrud Preisker, 
Ffm. 15,—; Beatrice Henae, Marburg 10,— ; 
Lothar Triebe, Berlin 33) 30,—; Berthold Hille, 
Ffm. 10,—; Peter Mata, Hamburg 1) 130,—; H. 
Breitner, Ffm. 30,—; Roaemarle Bell, Ffm. 
1·,—, Aschoff, Hudenhofen 10,—; » . Bastian, 
Menu, n h I - 1·,—; Sepp Gaul, Ffm.-Süd 
10,—; E. Krämer, Sulzbach/Main 50,—; Ch, u. 
E. Prang, Ftm.-Schvinnheim 20,—; ungenannt, 
Holheim Ts. 50,—; A. Keuscher, Ffm. 50,—; 
Her« en, Bad Vilbel 30,—-, Beigster F., 
Ffm.-Griesheim 20,—; Angelika Haymann, 
Seulberg 20,—; Dieter Seeger, Offenbach 
100,—; H. . . . h a u · , Mühlheim a. M. 10,—; Bri­
gitte Lenk, Okrlftel 20.— : IL G.. Fürth Odw. 
10,—; F. F., Ober-Eschbach 10,—; Schmidt, 
Ffm. 10,—; Erika Walther, Ffm 15,—: E. 
Schmidt. Oornigheim 10,—; Otmar Pilger, 
Detmold 10,—; O. Brinkschneider, F.ssen 50,—; 
R. Seh., BUdrsheim 30,—; Jame» Wolf, Ffm. 
lt,—; G. Scbeffter, Ffm. SO,—; Anita Ludschu-
weit, Ffm. 20,— ; Horlbeck, Sohren 25.—; H. u. 
E. M., Neu-Anspach 20,—; Kopiin, Oornigheim 
2»—; Holger Heime, Ffm. 1·.—: A. u. B.. Nid-
derau II 10,—; 11. Reichelt, Ffm. 10.—; Marie 
Schmidt. Ffm. 6.—; Ferdinand Oestrelch, Ffm. 
SO.—; H. Rybleki, Ffm. 25.—. Heinrich Knoth, 
Ffm. 20.—; B. G., Erfelden 10,—; Walter Ben­
der, Ffm. 20,—; G. Kaiier, Mainx-Welsenau 
100.—; H. K., Ffm. 50,—; Wolfgang Schumm, 
Ffm. 10,—; L. Keppel, Langen 100,— ; Fran­
ziska Krämer, Ffm. 25,—; H. Rausch, Worms 
10,—; M. Mlerdel, Offenbach 20,—; F. Mori. 
Neu-Isenburg 10,—; Weronika Landgrebe, 
Münster Westf. 25,— K. Seh., Bad Vilbel 20,—; 
Margarete Kempt, Friedberg 20,—; E. H., Ffm. 
20,—; Clara Vogel, Ffm. 10,— ; Dr. Huns Mar­
tin Balz, Darmstadt 50,— ; Milnke. Kelkheim 
15,«-; B. Herold, Ffm. 10,— ; Karl Müller, 
Ffm.-Süd. 10,—; Golemblewski, Ffm. 20,—; H. 
Schuhmann. Dillenburg 20,—; A. W., Walldorf 
W.—; G. E. G., Walldorf 10,—; A. Künckamp. 
Nilchel 5,—; Prof. Dr. Dr. Bernhard Grzimek, 
Ffm. 50.— ; Georg Bachmann, I Im 20,—; N. 
N„ 77 Jahre 5,—; Udo Meohler, Ffm. 10,—; 
Prof. Dr. Karl Knoch, Offenbach 20.—; Hertha 
Schremmel. Ffm. 20,—; M. C, Ffm. 10,—; 
Hans Erich Schupf, Steinbach IV 5(1— ; Karl-
Olof Hatlriibach, Ffm. 20,—; Th. Burkard. 
Sprendlingen 25,—; ungenannt 50,—; Annegret 
Hiernach. Ihn .11» loser Losch, Ffm. 5,— , 
iiiniuiaiint, Ffm. 100.—; Peter Pleines & Co. 
KG, Ffm. 20,—; Anne-Liese List, Ftm. 20,—; 
Wilhelm Simon, Ffm. 20,—; Stadt. Kurmittrl-
haiis Heiihail sauna. Pachter H. Sonntag, 
Bad Vilbel 50.—; G. K, 100, Ffm. 15,—; Wllhel-
mlne Eifert, ftm. Nietlerrad 35,—; Paul F. 
Weltzien, Neu-Isenburg 20,—; Willi Peez, Ffm. 
5,—; Manfred Dietl, Ffm. 10,—-. Sigfried Ilar-
tig, Oberreifenberg 20,—; Klara Pflüger, Nie­
der Wollstadt 15,—; ungenannt, Sleinheim 
5,— ; Haus-Jürgen Breidenstein, Ffm. 50,—; 
Illldegart Fritsch, Ffm. 20,— ; Cornelia Stern, 
Bad Homburg 20,—; Wilhelm Heck, 
Ftm.-Schwanheim 10,—; Rudolf Ilenzel. Ffm. 
20,—; Adolf Micheli, Friedberg 25,—; Helene 
Friedrich, Ffm. 20,—; F.llsabelh Jockei, Ffm. 
25,—; Helm Schuck, Ffm. 5,—; Herbert Tietze, 
Bergen-Enkhelm 10,—; Hanns Pratsch, 
Sprrndlingen 20,—; Hans Petermann Kii. 
Ffm. 100,—; Juliane Kästner. Ffm. 20,—; unge­
nannt, Ffm. 10,—; G. E. M. Hackenberg, Lan­
gen 3,—; Anny Vogt, lfm.-Oberrad 10,—; un­
genannt, Ffm. 10.30.—; Kurt Erwin Fischer, 
Ffm. 20,—; Johann Adam it. Wilhelmine 
Schmidt, Ffm. 15,—; Charlotte Mürbe. 
Ffm (»herrad 20,—; Heinrich Low, Ffm. 2·,—; 
Erich lt W. v. Kunzendorff. Ffm. 15,—; Rent­
ner A. Leopoidt, Ffm. 10,—; Fink, Oberursel/ 
Ts. 20,—; Gunda Goilub, Kelkheim Ts. 30,—; o. 
N., Hischul'hhelm 10,— ; o. N.. Ffm. 50,— : A. K., 
Ffm. 20,—; Bl.-G., Ffm.-S. 50,—; Rogenhoch­
druck der „Frankfurter Rundschau" 35,—; K. 
Jahn, Ffm. 20,—; o, N., Ffm. 10,—; Hermann 
Schäfer 20,—: H. V., Ffm. 20,— ; G. IL Ncid-
hardt, Ffm. 10,—; o. N„ Ffm. 10,—; Traudì 
Korner, Ftm. 5,—; Richard Wüstefeld, Ffm. 
20,—; S. M., Ffm. 20,—; o. N. 10,—; o. N., Ffm. 
10,—; G. Reichert, Ffm. 30,— ; G D., Ffm. 
10,— ; N. N., Ffm. 10,—; o. N., Ffm. 50.—; I. N., 
Ffm. 100.—; o. N., Ffm. 10,—; E. K., Ffm. 10,—·, 
Kortenhorn, Ffm. 10,—; W. Thome, Ffm. 20,—, 
e. N„ Ffm. 1·,—; N. N., Ffm. 20.— ;D. Bading, 
Waldackrr 50,—; Thiele 20,— : C. Theodor 
Hagel, Erlensee 20,—; Frans Gdtgl sen., Geln­
hausen 10,—; Reiner Baumeister. Köln 1) 20,—; 
Gerd Overlaeh. Woltsbur« 30.—;L. /.., 
Ffm. Griesheim 50,—; Hilde R„ Ffm. 50,—; H. 
K., Ffm. 50.—; ungenannt 30,—; Jörn Silicic-
rath, Ffm. 30,—; Dr. Wolf, Ffm. 2·,—; Gerhard 
Billow, Ffm. 20.—; Karl Hein» Meyer, 
Bischofsheim 20.—: Johanna Slrin, Königstein 
Μ,—I Ulrike Graubart, Freiburg 20,—, Kath. 
Adelmann, Ffm. 10,— 
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Not gemeinsam lindern / FR-Altenhilfsaktion 

Offenbacher Ehepaar von 
Krankheiten geschlagen 

Siechtum nach lcbenereltciider Operation/Nachbarn springen ein 

Vor 15 Jahren, als Emil M. 
49 Jahre alt war. fing das 
Elend an. Nach Erkaltungen 
und Halskrankheiten folgte 
ein bedrohlicher Herzanfall. 
Was bis dahin nicht erkannt 
worden war, wurde offenbar. 
Der Kraftfahrer litt an einem 

Kehlkopftumor. Die Operation war unaus­
weichlich. Sie bedeutete zwar Lebensrettung 
- aber auch dauerndes Siechtum, Mit dem 
Eingriff verlor M. die Sprache. Er kann nur 
noch leise, unartikulierte Laute von sich ge­
ben, die, außer seiner Frau Eleonore und den 
nächsten Angehörigen, keiner versteht. Jetzt, 
mit 64. sind Bronchien und Herz angegriffen, 
was er besonders bei ungünstigen Wetterlagen 
schmerzlich verspürt 

Durch die Frühinvalldltat auf eine schmale 
Rente gesetzt, konnte wenigstens in der er­
sten Zeit Eleonore M. (60) noch tatkräftig zum 
Unterhalt des bescheiden in Offenbach leben­
den Ehepaares beitragen. Die Ehefrau arbei­
tete 15 Jahre lang als „Mädchen für alles" in 
einer Lederfirma. Sie putzte, kochte, half im 
Lager aus. Das ging so lange, bis sie mit 
einem Blutsturz zusammenbrach. Eine Tuber­
kulose zwang die zarte, schwächliche Frau zu 
einem über einjährigen Krankenhaus- und 
Kuraufenthalt. Eine schwere Zeit für das Paar. 
Auch die einzige, noch am Ort lebende, Toch­
ter kümmert sich, trotz der eigenen Arbeit 

mit vier kleinen Kindern, um den allein dahin­
vegetierenden Vater. Nachbarn und rotes 
Kreuz sprangen ein. 

Eleonore M. hat jetzt ihre Krankheit über­
standen. Aber sie kann lediglich noch die 
leichtesten täglichen Hausfrauenaufgaben ver­
richten. Jede Woche einmal erscheint ein 
DRK-Helfer. der in der einfachen Zweizimmer­
wohnung die gröberen Putzarbeiten besorgt. 
Aus eigener Kraft könnten sich die beiden 
einen derartigen „Luxus" nicht leisten. Ihnen 
bleiben zusammen 360 Mark Rente zum 
Leben. Die müssen streng eingeteilt werden, 
damit es für das Nötigste reicht. Wünsche zu 
äußern, daran sind sie nach all den dürftig 
verbrachten Jahren nicht gewöhnt. Wenn „ein 
paar Kleidungsstücke" Ins Haus kämen, an 
deren Anschaffung bei so schmaler Rente nie 
zu denken ist, wäre das eine übergroße 
Freude! er 

Wie Sie helfen können 
Überweisungen erbitten wir auf das 

Postscheckkonto der „Frankfurter Rund­
schau" Nr. 102 300, Frankfurt am Main, 
mit dem Vermerk ..Weihnachtshllfe 1071". 
Geldspenden und Outscheine werden auch 
an unseren Anzeigenschaltern im „Kund· 
M-hiiu"-'llaus am Eschenheimer Turm in 
Frankfurt entgegengenommen. Von Sach­
spenden bitten wir abzusehen. 

Bundesfahndnng hafte Erfolg 

Ab»* 
Donnerstag 

Städtische Bühnen, Telefon Oper 2 10 63 35, Schau­
spiel 2 10 64 35, Kammerspiel 2 10 63 Θ5-. 

Oper: 19.30 bis 22.30 Uhr, „Don Carlos", Do-
Abo-A 
Schauspiel: 15 bis 17 Uhr, „Peter Pan" (geschl. 
Vorstellung), 20 bis 22.30 Uhr, „Der Selbstmör­
der", Do-Abo-C 
Kammerspiel: 20 bis 21.45 Uhr, „Roger 
George" 

Die Komödie, Am Theaterplatz, Telefon 28 45 80: 
20,30 Uhr, „Auf und davon" 

TAT — Theater am Turm, Eschenheimer Land­
straße 2, Telefon 55 98 64; 

20 Uhr, „Bread 6c Puppet Theater" 
Kleines Theater Im Zoo, Telelon 43 51 66: 

20 bis 22.15 Uhr, „Zwei Häuser im Park" 

Kellertheater „Die Katakombe", Schützenstr. 8, 
Telefon 28 47 50: 

20.30 bis 22 Uhr, „Tagebuch von Adam und 
Eva" 

Frankfurter Resistenztheater „Die Malninger", 
Neue Rothofstr. 26a, Telefon 28 02 27 und 83 24 34: 

20.30 Uhr, „Mini — Midi — Marx." 
Die Schmiere, das schlechteste Theater der Welt, 
im Karmellterkloster, Telefon 28 10 66: 

20.30 Uhr, „Was trägt das aufgeklärte Huhn?" 
Ohne Gewähr — Filmprogramm im Anzeigenteil 

Der stotternde 
Täter wurde 
identifiziert 
Aber noch flüchtig 

Eine bundesweit eingeleitete Fahn­
dung nach dem Mann, der, wie berich­
tet, am β. Dezember Karin Gallinat (29) 
in einem Zimmer des Hotels „Autohof 
Ost" in Frankfurt erwürgt hat, führte zu 
einem Teilerfolg. 

Der Mörder war dem Portier dieses Hotels 
durch einen Sprachfehler aufgefallen. Er 
schrieb seine Personalangaben auf einen Zet­
tel mit „Reesky, Bernhard, geb. 10. 3. 43." In­
zwischen- stellte die Kriminalpolizei fest, daß 
es sich um den am 10. November 1643 in Beu-
then geborenen Bernhard Reisky handelt, der 
am 21. Oktober aus der Psychiatrischen Klinik 
in Emmendingen entwichen ist. Nach Vorlage 
eines beim Kriminalamt vorhandenen Licht­
bildes, das per Tele-Bild nach Frankfurt über­
mittelt wurde, erkannten am Mittwochmorgen 
verschiedene Zeugen Reisky als Täter wieder. 

Reisky ist nach wie vor flüchtig. Er sieht 
älter aus, als er in Wirklichkeit ist (28). Er ist 

Zweimal Feuer — zweimal 
die Ursache unbekannt 
Etwa 4000 Mark Sachschaden entstand bei 

einem Brand, der am Dienstag gegen 14.30 Uhr 
im Kraftfahrzeug-Ersatztteillager einer Firma 
in der Lindleystraße ausbrach. Ein Zeuge 
hatte die starke Rauchentwicklung, die die 
brennenden Gummiteile verursachten, be ­
merkt und sofort die Feuerwehr verständigt. 

* 
In der Zellsheimer Filiale einer Lebensmit­

telhandlung an der Paffenwiese geriet gegen 
20.45 Uhr aus einem Gasofen ausströmendes 
Propangas in Brand und vernichtete einen 
Teil der Lebensmittel und Regale. Der Scha­
den wird bis jetzt auf rund 7000 Mark ge­
schätzt. Die Feuerwehr brachte den Brand un­
ter Kontrolle. Über die Ursache ist noch nichts 
bekannt. gMCfc 

Bernhard Reisky (Bild: Polirai) 

1.77 m groß, schlank, hat dunkelblondes, nach 
hinten glatt gekämmtes Haar und stottert. Er 
trägt einen hellbraun-beigen Mantel und soll 
ungepflegt aussehen. 

Durch ein Glasdach 

acht Meter tief gefallen 
Zu einem Betriebsunfall kam es am Diens ­

tag gegen 11.30 Uhr In der Spezialabteilung 
einer Firma in der Gaugrafenstraße. Ein 
35jähriger griechischer Arbeiter, der mit Ent ­
lüftungsarbeiten auf dem Glasdach dieser A b ­
teilung beschäftigt war, brach durch das Dach 
und stürzte etwa acht Meter tief auf e inen 
Stapel mit Harz gefüllter Säcke. Ein Wagen 
der Rettungswache brachte den Verunglück­
ten ins Höchster Krankenhaus. Über die Art 
der Verletzungen ist nichts bekannt. Beim 
Bersten des Daches wurde ein Melder der 
Feuerwehr ausgelöst, doch war ein Eingreifen 
der Wehr nicht erforderlich. gesch 
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Die Weihnachts-
überraschung^— 

RBERG 
HAUSBAR 
Guter Vorrat: 15 Underberg Inhalt. 

Sofort griffbereit! 
Praktisch: Zum Nachfüllen. 

Immer wieder 15 Underberg. 
Stabil: Unverwüstliches 

Material 
Schön: Zum Schenken und 

zum Selbstbdialten. 


